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Beklagte und Revisionsklägerino

Der 50 Senat des Bundeseozialgerichts hat am
29„ April 1970 ohne mündliche Verhandlung

durch

Senatspräsident ' Dr„ D a p p r i c h

— Vorsitzender „9
Bundesrichter Dr„ W i t t e 9
Bundesrichter S c h r ö d e r ?
Bundessozialrichter F o x und

Bundessozialriohter G e b a u e r

für Recht erkannt;

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil

des Landessozialgerichts NordrheinwWest‘olen

vom 140 November 1968 wird zurückgewieeono

Die Beteiligten haben einander außergerichte

liche Kosten nicht zu erstatten„
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Der Kläger begehrt ein Sterbegeld aus der knappschaftlichen

Krankenversicherung seines am 9° September 1916 geborenen

und am 245 September 1962 verstorbenen Bruders Heinrich

Lt:zrxxxrz ;

Mit Bescheid vom 180 Dezember 1959 hatte die Beklagte einen

am ■Q„ Mai 1959 gestellten Antrag des Heinrich It31113331

auf Rentengewährung abgelehnt? weil dieser weder bcrufsw

unfähig noch vermindert bergmännisch berufsfähig soi„ Mit

Widerspruchsbescheid vom 150 Mai 1961 wurde der ablehnende

Bescheid dahingehend abgeändert, daß das Vorliegen von

Erwerbsunfähigkeit in der Zeit vom 280 April 1960 bis zum
170 April 1961 anerkannt wurde„ Der Widerspruohsbescheid

Bei diesem war es wegen chronischen Alkoholmißbrauchs zu

einem Korsakow'schen Syndrom und einer Polyneuritis (Hirn—

atr0phie) gekommen° In einem Gutachten vom 170 April 1961

hatte der Gutachter festgestellt, Heinrich er:x:;„;:

scheine nicht wieder rückfällig_geworden zu sein‚ und daher

sei die erhoffte Besserung eingetreteno Er könne wieder

einfache mechanische Verrichtungen aufnehmeno Mit Bescheid

(Ausführungsbescheid) vom 110 Januar 1962 gewährte die Be—
klagte ihm dann für die Zeit vom 280 Oktober 1960 bis zum

300 April 1961 Rente auf Zeit wegen Erwerbsunfähigkeito
Gegen diesen Bescheid legte er am 300 Januar 1962 (Schreiw

ben vom 2901„1962) Widerspruch mit der Begründung ein‚ er
“

sei auch über den 300 April 1961 hinaus erwerbsunfähig gee

wesen und sei es immer nocho Bis zum 270 Juni 1961 sei er

im evangelischen Krankenhaus und im September/Oktober im

Knappschaftskrankenhaus Bottrop stationär behandelt worden„

Das Schreiben vom 290 Januar 1962 wurde als Klage gegen
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den Widerspruchsbescheid vom 150 Der 1961 angesehene Aus

einem Sitzungsprotokoll des Sozialgerichts (SG) Gelsenkire

chen vom 270 Juli 1962 ergibt sich, daß der Kläger in Bee

‘gleitung seiner Mutter9 auf zwei Boten gestützt, zum Termin

erschien9 einen Völlig erschöpften Eindruck machte und eine

fache Fragen nicht beantworten konnte„ Zu einem weiteren

Termin in dieser Sache erschienen am 50 Dezember 1963 statt

des inzwischen am 140 September 1962 verstorbenen Heinrich

Lä:■t;jt: und dessen inzwischen ebenfalls verstorbener

Mutter der Kläger dieses Verfahrens als Miterbe nach seiner

Mutter und die Witwe des Verstorbenen. In dem Sitzungspr0w

tokoll vom 50 Dezember 1963 heißt es abschließend;

Im übrigen erkennt der Vertreter der Beklagten an?

daß bei dem Verstorbenen Heinrich L txx:xnx;in der

Zeit über den 30„ April 1961 hinaus bis zu seinem

Ableben im Dezember 1962 (richtig muß es September

1962heißen) ein Zustandvon Erwerbsunfähigkeit im
Sinne von @@47 RKG9 1247 RVO vorgelegen hat und ver»
pflichtet sich, die Gesamtleistung nach Maßgabe der

gesetzlichen Bestimmungen an die Erben zu zahleno

Die Klägerin erklärt zugleich für ihr Kind Bernhard,

31 zugleich für die Erbengeader Kläger Karl LTI

meinschaft Ltrx:::i ...._____
;„"Wir nehmen dieses Anerkenntnis

an und die Klage zurücko" Zwischen den Beteiligten '
besteht'Eihitkoit darüber? daß die Auszahlung der aus
dem Anerkenntnis fällig werdenden Beträge durch die

Beklagte erfolgen wird°

Mit Bescheid vom 50 März 1965 lehnte die Beklagte den Antrag

des Klägers, ihm das Sterbegeld anläßlich des Todes seines

Bruders aus der knappschaftlichen Krankenversicherung der

Rentner (anVdR) auszuzahlen9 ab° Sie erkannte an9
da■der

Kläger Bestattungskosten in Höhe von
596‚50 DM gezahlt habe

und daher Besorger der Bestattung isS0 des 5 205 der Reich5w

versicherungsordnung (RVG) sei, jedoch sei sein verstorbener
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Bruder nicht in der knappschaftlichen Rentnerkrankenvere

sicherung versichert gewesen„ In dem nach dem Tode erw

teilten Rentenbescheid sei lediglich der Rentenanspruch

für einen Zeitraum anerkannt worden? dessen Beginn und

Ende in der Vergangenheit liege„ Durch einen solchen

Rentenbescheid würde aber keine Mitgliedschaft in der

knappschaftlichen Rentnerkrankenversicherung begründeto

Für die Zeit vom Tage der Beantragung einer Rentenlcistung

bis zum Beginn der Mitgliedschaft_in der knappschaftlichen

Rentnerkrankenversicherung könnten einem Rentenantrtgstelw

ler aufgrund des Erlasses des Reichsarbeitsministers (RAM)

vom 220 August 1942 nur im Wege des sache und pflichtgew

mäßen Ermessens Leistungen der knappschaftlichen Krankene

versicherung der Rentner gewährt werden, wenn der Renten—

anspruch nach den Umständen des Einzelfalles als begründet

erscheineo Für die Prüfung? ob die Voraussetzungen einer

Leistungsgewährung auf dieser Grundlage gegeben scien‚

komme es auf die Verhältnisse an9 die zu dem Zeitpunkt be_

standen? zu dem auf Antrag die entsprechende Kassenleistung

zu gewähren gewesen wäreo_ Am Todestag des Bruders des

Klägers9 am 140 September.1962‚ sei aber der erhobene Rene

tenanspruch nach den gesamten Umständen nicht begründet

erschieneno Damit sei eine wesentliche Voraussetzung für

die Leistungsgewährung nach dem Erlaß des RAM von?2o August

1942 nicht erfüllt geweseno

Der gegen diesen Bescheid eingelegte Widerspruch wurde

mit Widerspruchsbescheid vom 150 August 1965 zurückgewie—

seno Auf die dagegen erhobene Klage hat das SG Gelsen—

kirchen mit Urteil vom 130 Mai 1966 den Bescheid vom 30
März 1965 idF des Widerspruchsbescheids vom 99 August 1965

aufgehoben und die Beklagte zur Zahlung des Sterbegcldes

verurteilto Die hiergegen von der Beklagten eingelegte

Berufung hat das Landessozialgericht (LSG) NordrheineWestw

falen mit Urteil vom 14° November 1968 zurückgewie50no

Das LSG ist der Ansicht? die Beklagte sei aufgrund des
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Erlasses des RAMvom 22° August 1942 (AN 1942, 476) ver—
pflichtety dem Kläger das Sterbegeld zu gewähreno Durch

diesen Erlaß sei die Beklagte ermächtigt worden, Leistun»

gen der knappschaftlichen Rentnerkrankenversicherung ohne

Anerkennung eines Rechtsanspruchs bereits vor der Bescheid—

erteilung zu gewähren, wenn nach den Umständen des Einzel“

falles der Rehtenanspruch begründet erscheineo Die Beklagw

te mache von ihrem Ermessen in einer dem Zweck der Ermächw

tigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch9 wenn sie die

begehrte Leistung aus der knappschaftlichen Rentnerkranu

kenversicherung verweigereo Der Rentenanspruch habe als

begründet erscheinend angesehen werden müsseno Hätte Hein—

rich Lü:1::xxt„im Januar 1962 statt Klage vor dem SG zu erw

heben mit der Behauptung einer Verschlechterung seines Ge»

sundheitszustandes einen neuen Rentenantrag beim Knappe

schaftsältesten gestellt9 dann hätte ihm der vorläufige

Krankenversicherungsschutz nicht versagt werden dürfeno In

der Klageerhebung vom 300 Januar 1962 sei aber hilfsweise
ein Antrag auf Rentengewährung zu seheno Die Beklagte könne

sich nicht darauf berufen‚ daß sie Heinrich titljj::1:als

erwerbsfähig angesehen habe, denn spätestens nach dem Erw

örterungstermin vom 270 Juli 1962 hätte sie den veränderten
Gesundheitszustand erkennen müssen° Der Grundsatz, ihre

Versicherten bei gleichen Voraussetzungen auch gleich zu
behandeln? zwinge die Beklagte? von einem vorläufigen Ver—

sicherungssohutz zur Zeit des Todes am 14„ September 1962

auszugehen° Das entspreche auch der weiteren Entwicklung,

die ih einer nachträglichen Anerkennung der Erwerbsunfähig—

keit durch die Beklagte in der Zeit über den 500 April 1961
hinaus bis zum Tode gipfele° Das SG habe auch sein Ermese

sen nicht an die Stelle des Ermessens der Verwaltung gesetzt}

als es die Beklagte zur Zahlung des Sterbegeldes verurteilt

habe° Nach Prüfung der Sachlage sei allein diese eine feh—

lerfreie Entscheidung möglich° Jede andere Entscheidung

hätte notwendig eine Ermessenswidrigkeit ioS„ des 5 54 Abs„2
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Satz 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) bedeutete Deshalb habe

das erstinstanzliche Gericht ausnahmsweise nach Aufhebung der

angefochtenen Verwaltungsakte eine Verpflichtung der Beklag—

ten zur Zahlung des Sterbegeldes aussprechen könneno Dem

Kläger stehe auch das Sterbegeld in voller Höhe zu? denn die

von ihm bezahlten Bestattungskosten in Höhe von 596950 DM

seien höher als das zu zahlende Bestattung8geld von 5009— DMo

Gegen das Urteil hat das LSG die Revision zugelassen„

Mit der von der Beklagten eingelegten Revision macht diese

geltend, eine Mitgliedschaft in der knappschaftlichen Krane

konversicherung der Rentner (anVdR) beginne grundsätzlich

erst mit dem Tage? an dem der Rentner den Rentenbescheid

erhalteo Eine rückwirkende Rentenbewilligung habe daher

keine rückwirkende Mitgliedschaft in der anVdR zur Folge0

Der Rentenbeginn habe für den Beginn der Mitgliedschaft nur
Bedeutung, wenn der Rentner den Rentenbescheid schon vor Be—

* ginn der Rente erhalten In diesen Fällen beginne die Mitw

gliedschaft in der anVdR erst mit dem Rentenbeginn° Die

Mitgliedschaft in der anVdR ende grundsätzlich mit dem Abw

lauf des Monats, für den letztmalig Rente ausgezahlt werdeo

Dadurch‚ daß der Entziehungsbescheid auf einen Rechtsbehelf

des Rentners aufgehoben oder durch die Naohbewilligung der

Rente gegenstandslos Werde, trete die erloschene anVdR nicht

rückwirkend wieder in Krafto Für die Zeit von der Stellung

eines Rentenantrages bis zum Erhalt des Rentebescheids könne

zwar nach dem Erlaß des RAM vom 220 August 1942 verfahren

werden„ Bei der auf dieser Grundlage möglichen Leistungsgew

Währung vor dem Beginn der Mitgliedschaft in der anVdR hanw

dele es sich aber um eine solche‚ die in das sachu und pflichte

gemäße Ermessen der Knappschaft gestellt seial Zwecks gleiche

mäßiger Ausübung des Ermessens seien die Dienststellen der

Beklagten angewiesen worden9 Leistungen nach dem Erlaß vom

22„ August 7942 nur„zu gewühren‚ wenn
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a) sie für die Feststellung und Zahlung der

beantragten Rente zuständig seien9

b) der Rentenanspruch den Umständen des Einzelfalles

nach begründet erscheine und ' .

c) der Rentehbewerber nicht anderweitig gegen Kranke
heit versichert sei°

Hinsichtlich des Eintritts eines medizinischen Versicherungs—

falles werde die Leistungsgewährung nur davon abhängig ge—

macht9 daß eine Rente beantragt werde und die für die bean—

tragte Rentenleistung erforderliche Zeit erfüllt sei oder

als erfüllt gelteo Dieser Handhabung liege die widerlegbare

Vermutung zugrunde7 daß der medizinische Versicherungsfgll

bereits eingetreten sein Eine Leistungsgewährung werde jedoch

in jedem Falle als unzulässig angesehen‚ wenn gewichtige und

erkennbare Gründe den Eintritt des Versicherungsfalls als

unwahrscheinlich erscheinen ließeno Nach einer förmlichen

Ablehnung eines Rentenantrages könne nicht mehr davon gesproe

chen werden‚ daß ein den Umständen nach begründeter Rentenane

trag vorliegen ‘Von diesem Zeitpunkt an sei deshalb eine Lei—
stungsgewahrung nach dem RAM»Erlaß vom 220801942 nicht mehr

möglich, und zwar auch dann nicht9 wenn gegen den ablehnenden

Verwaltungsbescheid Widerspruch erhoben worden sei° Für die

Zeit von der Ablehnung des Rentenantrages bis zur Aufhebung

des ablehnenden Verwaltungsbescheides werde die Leistungsgew

währung der anVdR nicht nachträglich in Kraft gesetzt„ wenn

es im weiteren Verfahren zu einer Aufhebung kommen Es treffe

auch nicht zu9 daß dem Heinrich L;::zzzzx;der vorläufige Krane

kehversicherungsschutz nicht hätte versagt werden dürfen? wenn

er im Januar 1962, statt Klage vor dem SG zu erheben, mit der

Behauptung, sein Gesundheitszustand habe sich verschlechtert‚

beim Knappschaftsältesten einen neuen Rentenantrag gestellt

hätte° Einem solchen Antrag hätte zu diesem Zeitpunkt der

m bindende @ WidersPruchsbescheid vom 150 Mai 1961 und 5 1655
RVG entgegengestandeno Von einem den Umständen nach begründe—
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ten Rentenantrag hätte nicht ausgegangen werden dürfen, weil

bereits ein ärztliches Gutachten vorhanden gewesen sei? in

welchem der Eintritt des Versicherungsfalles verneint wore

den seio Dieses Gutachten habe zur Erteilung eines Ablehe
nungsbescheides für die Zeit nach dem 300 April 1967 geführt?

so daß die übliche Fiktion eines begründet erscheinenden

Rentenantrages so lange habe als widerlegt angesehen werden

müssen9 bis gegenteilige ärztliche Gutachten vorlegen bzwo

der ablehnende Bescheid aufgehoben worden sei„ '

Die Beklagte beantragt?

das angefochtene Urteil sowie das Urteil des

SOzialgerichts Gelsenkirchen vom 130 Mai 1966

aufzuheben und die Klage abzuweisen„'

Der Kläger beantragt9 ; 1 r — - „

die Revision der Beklagten Zurückzuweiseno

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärte

II

Die zulässige Revision der Beklagten ist nicht begründete

Sterbegeld als Gegenstand der Krankenversicherung kann dem

Kläger nur gewährt werden? wenn sein Bruder Heinrich entw-

weder in der anVdR versichert war oder wenn die Beklagte
auf Grund einer

e sinngemäßen w Anwendung des Erlasses des

RAM vom 22° August 1942 verpflichtet ist? das Sterbegeld

zu zahlen„

Für den Beginn und das Ende einer in Betracht kommenden'

anVdR des Heinrich Lo sind die Vorschriften der @@165

Abs° 7 Nr„ 39 315 a und 312 Abs0 2 BVG nicht anwendbar‚

weil diese Vorschriften erst durch das Gesetz über die
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Krankenversicherung der Rentner vom 120 Juni 1956 (BGBl I

30 500) in die RVG eingefügt worden sind und dieses Gesetz
in seinem Art(] 2 @ 12 ausdrücklich bestimmt, daß es für die

Fnappschaftliche Rentnerkrankenversicherung nicht gilt„

Hinsichtlich Beginn und Ende einer in Betracht kommenden

anVdR des Heinrich L° gelten die @@2 und 3 der Verordnung

(VO) vom 40 November 1941 über die Krankenversicherung der

Rentner (BGBl I So 689); denn diese Bestimmungen gelten nach

5 2 Abs„ 1 der VO über die knappschaftliche Krahkenversichee

rung der Rentner vom 80 Juni 1942 (BGBl I 80 409) für die

Durchführung der anVdR entsprechendo Nach diesen Vorschrif—

ten beginnt die Versicherung in der Krankenversicherung der

Rentner mit dem Tage, an dem der Rentner den Rentehbescheid

‚erhält? frühestens jedoch mit dem Tage des Rentenbeginns und
endet mit dem Ablauf des Monats? für den letztmalig Rente aus—

gezahlt wird°
1

Der Versicherte hat den Bescheid, durch den ihm die Rente

gewährt wurde, am 1° Juni 1961 erhaltenv Er wäre an sich
also zu diesem Zeitpunkt Mitglied der anVdR geworden° Dem

stand aber entgegen, daß ihm die Rente nur für eine in dies

sem Zeitpunkt bereits abgelaufene Zeit gewährt worden ware
Allerdings ist diese Rente auf ein gegen diesen Bescheid gee
richtetes Verfahren nach dem Tode des Versicherten durch Ann

erkenntnis der Beklagten gegenüber seinen Rechtsnachfolgern
rückwirkend über den Zeitpunkt der ursprünglichen Rentengew

währungszeit hinaus bis zum Tode des Versicherten weitergee

währt worden° Es fragt sich‚ ob damit die Mitgliedschaft

rückwirkend mit dem 10 Juni 1961 begonnen hate Das Reichsverw‘

sicherungsamt hat dies in einem Fall der Rentenentziehung ver“

neint (Entscheidung Nro 5575 vom 14° Juli 1944 — AN 1944 S„II,
268 e)„ Es fragt sich allerdings, ob dieser Auffassung gew

.

‚folgt werden kann‚ weil in solchen Fällen die Rente rückwir—
kend so weitergewährt wird? als ob sie von Anfang an weiter

gelaufen wäreo Im vorliegenden Fall kann dies aber dahine

_ 1;j„
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stehen, denn es kommt hinzu, daß Heinrich L, faktisch

keinesfalls mehr Mitglied der anVdR geworden sein kann,

weil die rückwirkende Anerkennung seines Rentenanspruchs

erst nach.seinem Tode erfolgt ist, Es fragt sich aber,

ob die Beklagte nicht nach dem "Erlaß des RAM vom 22, August

1942 über den Beginn der knappschaftlichen Rentnerkrankene

versicherung" zur Zahlung des Sterbegeldes verpflichtet ist,

Nach diesem Erlaß kann die Beklagte Leistungen der anVdR

ohne Anerkennung eines Rechtsanspruchs bereits vor Brteiw

lung eines Rentenbescheides @ also ohne das Bestehen einer

Versicherung in der anVdR e gewähren, wenn nach den Um_“

Ständen des Einzelfalles der Rentenanspruch begründet ere

scheint° Diese Regelung soll Härten mindern, die sich

daraus ergeben, daß die anVdR erst mit dem Tage beginnt,

an dem der Rentner den Rentenbescheid erhält, Diese Vor“

schrift paßt nicht unmittelbar auf den vorliegenden Fall,

Einmal handelt es sich hier nicht um eine Leistung an den

Versicherten, die ihren Zweck nur erfüllen kann, wenn sie

während der Krankheit erbracht wird, sondern um eine Leistung,

die erst nach dem Tode des Versicherten fällig wird und die

ihren Zweck auch dann noch erfüllen kann, wenn sie erst

längere Zeit nach dem Tode des Versicherten erbracht wird,

Zum anderen ist über die Gewährung dieser Leistung nicht vor
der Bescheiderteilung über den Rentenanspruch entschieden

werden, sondern erst nach diesem Zeitpunktc Doch ist

diese Vorschrift auf diesen Fall entsprechend anzuwenden,

weil die Interessenlage eine ähnliche ist° Jedenfalls

gilt dies, wenn ein Verfahren auf Gewährung einer Rente aus

der Rentenversicherung beim Tode des Versicherten anhängig

W8.I‘o

Bei sinngemäßer Anwendung dieses Erlasses steht dem Kläger

der Anspruch auf Sterbegeld zu() Die Beklagte ist für die

Feststellung und Zahlung des Sterbegeldes zuständig, und

der Verstorbene war nicht anderweitig gegen Krankheit ver»
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sicherto Das hat das LSG zu Recht angenommen;

die Beklagte hat hiergegen auch keine Einwendungen erhobeno

Hinsichtlich der Prüfung, ob der Rentenanspruch nach den

Umständen des Einzelfalles begründet erscheint‚ kann bei

einem Antrag auf Sterbegeld in sinngemäßer Auslegung

dieses Erlasses nur von den Umständen nach dem Tode des

Versicherten‚ und zwar nach den zur Zeit der Entscheidung

über den SterbegeldanSpruch maßgebenden Umständen ausgegan—

gen werden? da eine Anerkennung dieses Anspruchs selbst zu

diesem Zeitpunkt noch ihren Zweck, die entstandenen Beeru

digungskosten zu erstatten, erfüllen kenne Zu diesem Zeit»

punkt aber? d„h„ am 33 März 1965‚ mußte der Beklagten der
Rentenanspruch begründet erscheinen„ da sie diesen am 5°

Dezember 1963 sogar schon anerkannt hatten Der Umstand,

daß die Entscheidung über den Sterbegeldanspruch erst nach

der Anerkennung des Rentenanspruchs getroffen worden ist,

kann an diesem Ergebnis nichts ändern, weil auch noch zu

diesem Zeitpunkt der Zweck des Sterbegeldes durch seine

Gewährung erfüllt werden konnte„
I -‘ '

Da nur die Gewährung des Sterbegeldes dem Zweck der Ermäch»

tigung im Erlaß des RAM vom 220 August 1942 entspricht‚

konnte das SG die Beklagte auch ausnahmsweise zur Zahlung

des Sterbegeldes verurteilen, obwohl es sich um eine

ErmessensleiStung nhgdeitqrn..x

! ] ,Die Revision der Beklagten
war daher in vollem Umfang

zurückzuweisenn

Die Kostenentscheidung beruht auf © 193 SGGG

’ V
" _fj
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Der Senat konnte im Einverständnis der Beteiligten

ohne mündliche Verhandlung entscheiden {@ l24 Absc 2
i„V„m° @@755 und 764 SGG)()
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